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Rechtliche Regelungen für Assistenzhunde  

in Deutschland 
 

Da es in Deutschland keine einheitlich rechtliche Regelung betreffend der 

Definition, Ausbildung, Prüfung und Zutrittsberechtigung für Assistenzhunde gibt, 

muss man sich entsprechende Regelungen aus den vorhandenen Gesetzestexten 

suchen. 

So findet man mittlerweile einige rechtliche Aussagen, welche auch im Bereich 

Assistenzhundewesen Anwendung finden können, im Internet auf den Seiten des 

Bundesministeriums, in den Sozialgesetzbüchern (SGB) oder auch im Allgemeinen 

Gleichbehandlungsgesetz (AGG), dem Behindertengleichstellungsgesetz (BGG) und der 

UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK).  

Auch auf kommunaler und Landes-Ebene sollte man sich bezüglich der Haltung und 

Führung von Assistenzhunden schlau machen.  

So entscheidet zum Beispiel jede Kommune für sich, wie Sie mit der Hundesteuer 

verfährt: Teilweise gibt es Steuerbegünstigungen oder -befreiungen, wenn man einen 

Schwerbehindertenausweis (oder auch bestimmte Merkzeichen) besitzt, was dann aber 

auch für normale Haushunde gilt, oder es gibt sogar gezielte steuerliche Vorteile für 

extra ausgebildete Assistenzhunde, wobei hier die Bedingungen zum Nachweis der 

Ausbildung auf Grund der fehlenden rechtlichen Regelung natürlich auch wieder 

unterschiedlich ausfallen. 

Auch die Anleinpflicht wird nicht auf Bundes- sondern auf Landesebene beschlossen. 

Aus diesem Grund sollte jeder Assistenzhundeführer einen Blick in das für das eigene 

Bundesland geltende Landeshundegesetz werfen. 

Beispiel LHundG NRW: 

§ 17 
Ausnahmen vom Anwendungsbereich 

Dieses Gesetz gilt mit Ausnahme von § 2 Abs. 1 nicht für Diensthunde von 
Behörden, Hunde des Rettungsdienstes oder des Katastrophenschutzes und 
Blindenführhunde. Für Behindertenbegleithunde, Herdengebrauchshunde und 
brauchbare Jagdhunde gelten die nach dem Gesetz bestimmten Anleinpflichten im 
Rahmen ihres bestimmungsgemäßen Einsatzes nicht. 

Bedeutet: Die Anleinpflicht gilt nicht für Behindertenbegleithunde 
(Assistenzhunde), sofern diese gerade im Einsatz sind und ihren Aufgaben 
nachkommen. 
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Allgemeine hilfreiche Gesetze: 

§ 10 SGB I Teilhabe behinderter Menschen 

Menschen, die körperlich, geistig oder seelisch behindert sind oder denen eine 
solche Behinderung droht, haben unabhängig von der Ursache der Behinderung zur 
Förderung ihrer Selbstbestimmung und gleichberechtigten Teilhabe ein Recht auf 
Hilfe, die notwendig ist, um: 

1. die Behinderung abzuwenden, zu beseitigen, zu mindern, ihre 
Verschlimmerung zu verhüten oder ihre Folgen zu mildern, 

2. Einschränkungen der Erwerbsfähigkeit oder Pflegebedürftigkeit zu vermeiden, 
zu überwinden, zu mindern oder eine Verschlimmerung zu verhüten sowie den 
vorzeitigen Bezug von Sozialleistungen zu vermeiden oder laufende 
Sozialleistungen zu mindern, 

3. ihnen einen ihren Neigungen und Fähigkeiten entsprechenden Platz im 
Arbeitsleben zu sichern, 

4. ihre Entwicklung zu fördern und ihre Teilhabe am Leben in der Gesellschaft 
und eine möglichst selbständige und selbstbestimmte Lebensführung zu 
ermöglichen oder zu erleichtern sowie 

5. Benachteiligungen auf Grund der Behinderung entgegenzuwirken. 

Behinderung: § 3 BGG Menschen mit Behinderungen 

Menschen mit Behinderungen im Sinne dieses Gesetzes sind Menschen, die 

langfristige körperliche, seelische, geistige oder Sinnesbeeinträchtigungen 

haben, welche sie in Wechselwirkung mit einstellungs- und umweltbedingten 

Barrieren an der gleichberechtigten Teilhabe an der Gesellschaft hindern 

können. Als langfristig gilt ein Zeitraum, der mit hoher Wahrscheinlichkeit 

länger als sechs Monate andauert.  

 
 
Bedeutet: Menschen mit einer Behinderung haben ein Recht auf Hilfe. Diese 
Hilfe kann auch durch einen Assistenzhund erbracht werden. 

 
 

§ 17 SGB I Ausführung der Sozialleistungen 

(1) Die Leistungsträger sind verpflichtet, darauf hinzuwirken, dass 

1. jeder Berechtigte die ihm zustehenden Sozialleistungen in zeitgemäßer 

Weise, umfassend und zügig erhält, 

2. die zur Ausführung von Sozialleistungen erforderlichen sozialen Dienste und 

Einrichtungen rechtzeitig und ausreichend zur Verfügung stehen, 

3. der Zugang zu den Sozialleistungen möglichst einfach gestaltet wird, 

insbesondere durch Verwendung allgemein verständlicher Antragsvordrucke 

und 
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4. ihre Verwaltungs- und Dienstgebäude frei von Zugangs- und 

Kommunikationsbarrieren sind und Sozialleistungen in barrierefreien Räumen 

und Anlagen ausgeführt werden. 

Barrierefreiheit: § 4 BGG Barrierefreiheit 

Barrierefrei sind bauliche und sonstige Anlagen, Verkehrsmittel, technische 

Gebrauchsgegenstände, Systeme der Informationsverarbeitung, akustische 

und visuelle Informationsquellen und Kommunikationseinrichtungen sowie 

andere gestaltete Lebensbereiche, wenn sie für Menschen mit Behinderungen 

in der allgemein üblichen Weise, ohne besondere Erschwernis und 

grundsätzlich ohne fremde Hilfe auffindbar, zugänglich und nutzbar sind. 

Hierbei ist die Nutzung behinderungsbedingt notwendiger Hilfsmittel zulässig. 

 
 
Bedeutung: Barrierefreier Zugang zu Sozialleistungen. Der Zutritt darf auch mit 
einem Assistenzhund nicht verwehrt werden. 

 
 
 

§ 29 SGB I Leistungen zur Rehabilitation und 
Teilhabe behinderter Menschen 

 
(1) Nach dem Recht der Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen können 
in Anspruch genommen werden 

1. Leistungen zur medizinischen Rehabilitation, insbesondere 

a) Frühförderung behinderter und von Behinderung bedrohter Kinder, 
b) ärztliche und zahnärztliche Behandlung, 
c) Arznei- und Verbandmittel sowie Heilmittel einschließlich 

physikalischer, Sprach- und Beschäftigungstherapie, 
d) Körperersatzstücke, orthopädische und andere Hilfsmittel, 
e) Belastungserprobung und Arbeitstherapie, 

2. Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben, insbesondere 

a) Hilfen zum Erhalten oder Erlangen eines Arbeitsplatzes, 
b) Berufsvorbereitung, berufliche Anpassung, Ausbildung und 

Weiterbildung, 
c) sonstige Hilfen zur Förderung der Teilhabe am Arbeitsleben, 

3. Leistungen zur Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft, insbesondere Hilfen 

a) zur Entwicklung der geistigen und körperlichen Fähigkeiten vor Beginn 
der Schulpflicht, 

b) zur angemessenen Schulbildung, 
c) zur heilpädagogischen Förderung, 
d) zum Erwerb praktischer Kenntnisse und Fähigkeiten, 
e) zur Ausübung einer angemessenen Tätigkeit, soweit Leistungen zur 

Teilhabe am Arbeitsleben nicht möglich sind, 
f) zur Förderung der Verständigung mit der Umwelt, 
g) zur Freizeitgestaltung und sonstigen Teilhabe am 

gesellschaftlichen Leben 
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Sozialleistungen: Alle Leistungen des Staates und des Arbeitgebers, die der 
Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen sowie der wirtschaftlichen 
Absicherung des Arbeitnehmers dienen. 
 
Bedeutung: Menschen mit Behinderung haben ein Recht auf Sozialleistungen 
und Hilfen (z.B. Assistenzhunde) um am Arbeitsleben/ Leben in der 
Gemeinschaft teilhaben zu können. 

 
 
 

§ 33 SGB V Hilfsmittel 

(1) Versicherte haben Anspruch auf Versorgung mit Hörhilfen, 

Körperersatzstücken, orthopädischen und anderen Hilfsmitteln, die im 

Einzelfall erforderlich sind, um den Erfolg der Krankenbehandlung zu sichern, 

einer drohenden Behinderung vorzubeugen oder eine Behinderung 

auszugleichen, soweit die Hilfsmittel nicht als allgemeine 

Gebrauchsgegenstände des täglichen Lebens anzusehen oder nach § 34 

Abs. 4 ausgeschlossen sind. Die Hilfsmittel müssen mindestens die im 

Hilfsmittelverzeichnis nach § 139 Absatz 2 festgelegten Anforderungen an die 

Qualität der Versorgung und der Produkte erfüllen, soweit sie im 

Hilfsmittelverzeichnis nach § 139 Absatz 1 gelistet oder von den dort 

genannten Produktgruppen erfasst sind. Der Anspruch auf Versorgung mit 

Hilfsmitteln zum Behinderungsausgleich hängt bei stationärer Pflege nicht 

davon ab, in welchem Umfang eine Teilhabe am Leben der Gemeinschaft 

noch möglich ist; die Pflicht der stationären Pflegeeinrichtungen zur 

Vorhaltung von Hilfsmitteln und Pflegehilfsmitteln, die für den üblichen 

Pflegebetrieb jeweils notwendig sind, bleibt hiervon unberührt. Für nicht durch 

Satz 1 ausgeschlossene Hilfsmittel bleibt § 92 Abs. 1 unberührt. Der Anspruch 

umfasst auch zusätzlich zur Bereitstellung des Hilfsmittels zu erbringende, 

notwendige Leistungen wie die notwendige Änderung, Instandsetzung und 

Ersatzbeschaffung von Hilfsmitteln, die Ausbildung in ihrem Gebrauch und, 

soweit zum Schutz der Versicherten vor unvertretbaren gesundheitlichen 

Risiken erforderlich, die nach dem Stand der Technik zur Erhaltung der 

Funktionsfähigkeit und der technischen Sicherheit notwendigen Wartungen 

und technischen Kontrollen. Wählen Versicherte Hilfsmittel oder zusätzliche 

Leistungen, die über das Maß des Notwendigen hinausgehen, haben sie die 

Mehrkosten und dadurch bedingte höhere Folgekosten selbst zu tragen. § 18 

Absatz 6a des Elften Buches ist zu beachten. 

Hilfsmittel: „Gegenstände, die im Einzelfall erforderlich sind, um den Erfolg 

einer Krankenbehandlung zu sichern, einer drohenden Behinderung 

vorzubeugen oder eine Behinderung auszugleichen, soweit sie nicht als 

allgemeine Gebrauchsgegenstände des täglichen Lebens anzusehen sind“.in 

der deutschen gesetzlichen Krankenversicherung eine Sachleistung, siehe 

Hilfsmittel-Richtlinie. 

https://de.wikipedia.org/wiki/Behinderung_(Sozialrecht)
https://de.wikipedia.org/wiki/Hilfsmittel-Richtlinie
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Bedeutung: Blindenführhunde sind als Hilfsmittel im Hilfsmittelverzeichnis 

geführt. Das BMG führt Assistenzhunde in Empfehlungen gleichlautend mit 

Blindenführhunden auf. 

 

Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG) 
§ 1 Ziel des Gesetzes 

Ziel des Gesetzes ist, Benachteiligungen aus Gründen der Rasse oder wegen der 
ethnischen Herkunft, des Geschlechts, der Religion oder Weltanschauung, einer 
Behinderung, des Alters oder der sexuellen Identität zu verhindern oder zu 
beseitigen. 
 

Bedeutung: Ein Mensch darf nicht auf Grund seiner Behinderung und der 
daraus resultierenden Angewiesenheit auf ein Hilfsmittel (Assistenzhund) 
benachteiligt werden. 

 

 

Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG) 
§ 2 Anwendungsbereich 

(1) Benachteiligungen aus einem in § 1 genannten Grund sind nach Maßgabe dieses 
Gesetzes unzulässig in Bezug auf:  

1. die Bedingungen, einschließlich Auswahlkriterien und 
Einstellungsbedingungen, für den Zugang zu unselbstständiger und 
selbstständiger Erwerbstätigkeit, unabhängig von Tätigkeitsfeld und 
beruflicher Position, sowie für den beruflichen Aufstieg, 

2. die Beschäftigungs- und Arbeitsbedingungen einschließlich Arbeitsentgelt und 
Entlassungsbedingungen, insbesondere in individual- und kollektivrechtlichen 
Vereinbarungen und Maßnahmen bei der Durchführung und Beendigung 
eines Beschäftigungsverhältnisses sowie beim beruflichen Aufstieg, 

3. den Zugang zu allen Formen und allen Ebenen der Berufsberatung, der 
Berufsbildung einschließlich der Berufsausbildung, der beruflichen 
Weiterbildung und der Umschulung sowie der praktischen Berufserfahrung, 

4. die Mitgliedschaft und Mitwirkung in einer Beschäftigten- oder 
Arbeitgebervereinigung oder einer Vereinigung, deren Mitglieder einer 
bestimmten Berufsgruppe angehören, einschließlich der Inanspruchnahme der 
Leistungen solcher Vereinigungen, 

 (2) Für Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch gelten § 33c des Ersten Buches 
Sozialgesetzbuch und § 19a des Vierten Buches Sozialgesetzbuch. Für die 
betriebliche Altersvorsorge gilt das Betriebsrentengesetz. 
 

Bedeutung: Ein Mensch darf nicht auf Grund seiner Behinderung und der 
daraus resultierenden Angewiesenheit auf ein Hilfsmittel (Assistenzhund) im 
Berufsleben/ am Arbeitsplatz benachteiligt werden. 
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Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG) 
§ 3 Begriffsbestimmungen 

(1) Eine unmittelbare Benachteiligung liegt vor, wenn eine Person wegen eines in § 1 
genannten Grundes eine weniger günstige Behandlung erfährt, als eine andere 
Person in einer vergleichbaren Situation erfährt, erfahren hat oder erfahren würde. 
Eine unmittelbare Benachteiligung wegen des Geschlechts liegt in Bezug auf § 2 
Abs. 1 Nr. 1 bis 4 auch im Falle einer ungünstigeren Behandlung einer Frau wegen 
Schwangerschaft oder Mutterschaft vor. 
(2) Eine mittelbare Benachteiligung liegt vor, wenn dem Anschein nach neutrale 
Vorschriften, Kriterien oder Verfahren Personen wegen eines in § 1 genannten 
Grundes gegenüber anderen Personen in besonderer Weise benachteiligen können, 
es sei denn, die betreffenden Vorschriften, Kriterien oder Verfahren sind durch ein 
rechtmäßiges Ziel sachlich gerechtfertigt und die Mittel sind zur Erreichung dieses 
Ziels angemessen und erforderlich. 
(3) Eine Belästigung ist eine Benachteiligung, wenn unerwünschte Verhaltensweisen, 
die mit einem in § 1 genannten Grund in Zusammenhang stehen, bezwecken oder 
bewirken, dass die Würde der betreffenden Person verletzt und ein von 
Einschüchterungen, Anfeindungen, Erniedrigungen, Entwürdigungen oder 
Beleidigungen gekennzeichnetes Umfeld geschaffen wird. 
(5) Die Anweisung zur Benachteiligung einer Person aus einem in § 1 genannten 
Grund gilt als Benachteiligung. Eine solche Anweisung liegt in Bezug auf § 2 Abs. 1 
Nr. 1 bis 4 insbesondere vor, wenn jemand eine Person zu einem Verhalten 
bestimmt, das einen Beschäftigten oder eine Beschäftigte wegen eines in § 1 
genannten Grundes benachteiligt oder benachteiligen kann. 
 

Bedeutung: Es liegt eine mittelbare (rechtlich Verfolgbare) Benachteiligung / 
Diskriminierung vor, wenn einem Menschen mit Behinderung das Mitführen 
eines Assistenzhundes ohne gerechtfertigten und sachlichen Grund verwehrt 
wird. 

 

 

Gesetz zur Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen 

(Behindertengleichstellungsgesetz - BGG) 

In der Fassung ab dem 27. Juli 2016 (bis 31.12.2017) 

Abschnitt 1 - Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 Ziel und Verantwortung der Träger öffentlicher Gewalt 

(1) Ziel dieses Gesetzes ist es, die Benachteiligung von Menschen mit 

Behinderungen zu beseitigen und zu verhindern sowie ihre gleichberechtigte 

Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zu gewährleisten und ihnen eine 

selbstbestimmte Lebensführung zu ermöglichen. Dabei wird ihren besonderen 

Bedürfnissen Rechnung getragen.  

(2) Die Dienststellen und sonstigen Einrichtungen der Bundesverwaltung, 

einschließlich der bundesunmittelbaren Körperschaften, Anstalten und 
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Stiftungen des öffentlichen Rechts sowie Beliehene und sonstige 

Bundesorgane, soweit sie öffentlich-rechtliche Verwaltungsaufgaben 

wahrnehmen, sollen im Rahmen ihres jeweiligen Aufgabenbereichs die in 

Absatz 1 genannten Ziele aktiv fördern und bei der Planung von Maßnahmen 

beachten. Das Gleiche gilt für Landesverwaltungen, einschließlich der 

landesunmittelbaren Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des 

öffentlichen Rechts, soweit sie Bundesrecht ausführen.   

(3) Die Träger öffentlicher Gewalt im Sinne des Absatzes 2 Satz 1 sollen darauf 

hinwirken, dass Einrichtungen, Vereinigungen und juristische Personen des 

Privatrechts, an denen die Träger öffentlicher Gewalt unmittelbar oder 

mittelbar ganz oder überwiegend beteiligt sind, die Ziele dieses Gesetzes in 

angemessener Weise berücksichtigen. Gewähren Träger öffentlicher Gewalt 

im Sinne des Absatzes 2 Satz 1 Zuwendungen nach § 23 der 

Bundeshaushaltsordnung als institutionelle Förderungen, so sollen sie durch 

Nebenbestimmung zum Zuwendungsbescheid oder vertragliche Vereinbarung 

sicherstellen, dass die institutionellen Zuwendungsempfängerinnen und -

empfänger die Grundzüge dieses Gesetzes anwenden. Aus der 

Nebenbestimmung zum Zuwendungsbescheid oder der vertraglichen 

Vereinbarung muss hervorgehen, welche Vorschriften anzuwenden sind. Die 

Sätze 2 und 3 gelten auch für den Fall, dass Stellen außerhalb der 

Bundesverwaltung mit Bundesmitteln im Wege der Zuweisung institutionell 

gefördert werden. Weitergehende Vorschriften bleiben von den Sätzen 1 bis 4 

unberührt.  

(4) Die Auslandsvertretungen des Bundes berücksichtigen die Ziele dieses 

Gesetzes im Rahmen der Wahrnehmung ihrer Aufgaben. 

Bedeutung: Menschen mit Behinderung soll eine gleichberechtigte Teilhabe 

am Leben gewährleistet werden. Besondere Bedürfnisse (eventuell 

Assistenzhund) dürfen nicht verwehrt werden. 

 

 

 

Abschnitt 2 - Verpflichtung zur Gleichstellung und Barrierefreiheit 

§ 7 BGG Benachteiligungsverbot für Träger öffentlicher Gewalt 

(1) Ein Träger öffentlicher Gewalt im Sinne des § 1 Absatz 2 darf Menschen mit 

Behinderungen nicht benachteiligen. Eine Benachteiligung liegt vor, wenn Menschen 

mit und ohne Behinderungen ohne zwingenden Grund unterschiedlich behandelt 

werden und dadurch Menschen mit Behinderungen in der gleichberechtigten 

Teilhabe am Leben in der Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar beeinträchtigt 

werden. Eine Benachteiligung liegt auch bei einer Belästigung im Sinne des § 3 

Absatz 3 und Absatz 4 des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes in der jeweils 

geltenden Fassung vor, mit der Maßgabe, dass § 3 Absatz 4 des Allgemeinen 

Gleichbehandlungsgesetzes nicht auf den Anwendungsbereich des § 2 Absatz 1 

Nummer 1 bis 4 des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes begrenzt ist. Bei 
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einem Verstoß gegen eine Verpflichtung zur Herstellung von Barrierefreiheit wird das 

Vorliegen einer Benachteiligung widerleglich vermutet.  

(2) Die Versagung angemessener Vorkehrungen für Menschen mit Behinderungen 

ist eine Benachteiligung im Sinne dieses Gesetzes. Angemessene Vorkehrungen 

sind Maßnahmen, die im Einzelfall geeignet und erforderlich sind, um zu 

gewährleisten, dass ein Mensch mit Behinderung gleichberechtigt mit anderen alle 

Rechte genießen und ausüben kann, und die Träger öffentlicher Gewalt nach § 1 

Absatz 2 nicht unverhältnismäßig oder unbillig belasten.  

(3) In Bereichen bestehender Benachteiligungen von Menschen mit Behinderungen 

gegenüber Menschen ohne Behinderungen sind besondere Maßnahmen zum Abbau 

und zur Beseitigung dieser Benachteiligungen zulässig. Bei der Anwendung von 

Gesetzen zur tatsächlichen Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen und 

Männern ist den besonderen Belangen von Frauen mit Behinderungen Rechnung zu 

tragen.   

(4) Besondere Benachteiligungsverbote zu Gunsten von Menschen mit 

Behinderungen in anderen Rechtsvorschriften, insbesondere im Neunten Buch 

Sozialgesetzbuch, bleiben unberührt. 

 

Bedeutung: Träger öffentlicher Gewalt (alle Organe, Ministerien, Ämter und 

Stellen des Bundes wie z.B. Auswärtige Ämter, Sozialversicherungsträger 

(Krankenkassen), Bundesagentur für Arbeit, Polizeidienststellen, Zollämter, 

etc.) dürfen Menschen mit Behinderung nicht benachteiligen.  

 

 

UN-Behindertenrechtskonvention 

Artikel 1 – Zweck 

Zweck dieses Übereinkommens ist es, den vollen und gleichberechtigten Genuss 
aller Menschenrechte und Grundfreiheiten durch alle Menschen mit Behinderungen 
zu fördern, zu schützen und zu gewährleisten und die Achtung der ihnen 
innewohnenden Würde zu fördern. 

Zu den Menschen mit Behinderungen zählen Menschen, die langfristige körperliche, 
seelische, geistige oder Sinnesbeeinträchtigungen haben, welche sie in 
Wechselwirkung mit verschiedenen Barrieren an der vollen, wirksamen und 
gleichberechtigten Teilhabe an der Gesellschaft hindern können. 

 

Artikel 2 – Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Übereinkommens 

 schließt „Kommunikation“ Sprachen, Textdarstellung, Brailleschrift, taktile 
Kommunikation, Großdruck, leicht zugängliches Multimedia sowie schriftliche, 
auditive, in einfache Sprache übersetzte, durch Vorleser zugänglich gemachte 
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sowie ergänzende und alternative Formen, Mittel und Formate der 
Kommunikation, einschließlich leicht zugänglicher Informations- und 
Kommunikationstechnologie, ein; 

 schließt „Sprache“ gesprochene Sprachen sowie Gebärdensprachen und 
andere nicht gesprochene Sprachen ein; 

 bedeutet „Diskriminierung aufgrund von Behinderung“ jede Unterscheidung, 
Ausschließung oder Beschränkung aufgrund von Behinderung, die zum Ziel 
oder zur Folge hat, dass das auf die Gleichberechtigung mit anderen 
gegründete Anerkennen, Genießen oder Ausüben aller Menschenrechte und 
Grundfreiheiten im politischen, wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen, 
bürgerlichen oder jedem anderen Bereich beeinträchtigt oder vereitelt wird. 
Sie umfasst alle Formen der Diskriminierung, einschließlich der Versagung 
angemessener Vorkehrungen; 

 bedeutet „angemessene Vorkehrungen“ notwendige und geeignete 
Änderungen und Anpassungen, die keine unverhältnismäßige oder unbillige 
Belastung darstellen und die, wenn sie in einem bestimmten Fall erforderlich 
sind, vorgenommen werden, um zu gewährleisten, dass Menschen mit 
Behinderungen gleichberechtigt mit anderen alle Menschenrechte und 
Grundfreiheiten genießen oder ausüben können; 

 bedeutet „universelles Design“ ein Design von Produkten, Umfeldern, 
Programmen und Dienstleistungen in der Weise, dass sie von allen Menschen 
möglichst weitgehend ohne eine Anpassung oder ein spezielles Design 
genutzt werden können. „Universelles Design“ schließt Hilfsmittel für 
bestimmte Gruppen von Menschen mit Behinderungen, soweit sie benötigt 
werden, nicht aus. 

 

 

Artikel 3 – Allgemeine Grundsätze 

Die Grundsätze dieses Übereinkommens sind: 

a. die Achtung der dem Menschen innewohnenden Würde, seiner individuellen 
Autonomie, einschließlich der Freiheit, eigene Entscheidungen zu treffen, 
sowie seiner Unabhängigkeit; 

b. die Nichtdiskriminierung; 
c. die volle und wirksame Teilhabe an der Gesellschaft und Einbeziehung in die 

Gesellschaft; 
d. die Achtung vor der Unterschiedlichkeit von Menschen mit Behinderungen und 

die Akzeptanz dieser Menschen als Teil der menschlichen Vielfalt und der 
Menschheit; 

e. die Chancengleichheit; 
f. die Zugänglichkeit; 
g. die Gleichberechtigung von Mann und Frau; 
h. die Achtung vor den sich entwickelnden Fähigkeiten von Kindern mit 

Behinderungen und die Achtung ihres Rechts auf Wahrung ihrer Identität. 
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Artikel 9 – Zugänglichkeit 

(1) Um Menschen mit Behinderungen eine unabhängige Lebensführung und die volle 
Teilhabe in allen Lebensbereichen zu ermöglichen, treffen die Vertragsstaaten 
geeignete Maßnahmen mit dem Ziel, für Menschen mit Behinderungen den 
gleichberechtigten Zugang zur physischen Umwelt, zu Transportmitteln, Information 
und Kommunikation, einschließlich Informations- und Kommunikationstechnologien 
und -systemen, sowie zu anderen Einrichtungen und Diensten, die der Öffentlichkeit 
in städtischen und ländlichen Gebieten offenstehen oder für sie bereitgestellt werden, 
zu gewährleisten. Diese Maßnahmen, welche die Feststellung und Beseitigung von 
Zugangshindernissen und -barrieren einschließen, gelten unter anderem für 

a. Gebäude, Straßen, Transportmittel sowie andere Einrichtungen in Gebäuden 
und im Freien, einschließlich Schulen, Wohnhäusern, medizinischer 
Einrichtungen und Arbeitsstätten; 

b. Informations-, Kommunikations- und andere Dienste, einschließlich 
elektronischer Dienste und Notdienste. 

(2) Die Vertragsstaaten treffen außerdem geeignete Maßnahmen, 

a. um Mindeststandards und Leitlinien für die Zugänglichkeit von Einrichtungen 
und Diensten, die der Öffentlichkeit offenstehen oder für sie bereitgestellt 
werden, auszuarbeiten und zu erlassen und ihre Anwendung zu überwachen; 

b. um sicherzustellen, dass private Rechtsträger, die Einrichtungen und Dienste, 
die der Öffentlichkeit offenstehen oder für sie bereitgestellt werden, anbieten, 
alle Aspekte der Zugänglichkeit für Menschen mit Behinderungen 
berücksichtigen; 

c. um betroffenen Kreisen Schulungen zu Fragen der Zugänglichkeit für 
Menschen mit Behinderungen anzubieten; 

d. um in Gebäuden und anderen Einrichtungen, die der Öffentlichkeit 
offenstehen, Beschilderungen in Brailleschrift und in leicht lesbarer und 
verständlicher Form anzubringen; 

e. um menschliche und tierische Hilfe sowie Mittelspersonen, unter anderem 
Personen zum Führen und Vorlesen sowie professionelle 
Gebärdensprachdolmetscher und -dolmetscherinnen, zur Verfügung zu stellen 
mit dem Ziel, den Zugang zu Gebäuden und anderen Einrichtungen, die der 
Öffentlichkeit offenstehen, zu erleichtern; 

f. um andere geeignete Formen der Hilfe und Unterstützung für Menschen mit 
Behinderungen zu fördern, damit ihr Zugang zu Informationen gewährleistet 
wird; 

g. um den Zugang von Menschen mit Behinderungen zu den neuen 
Informations- und Kommunikationstechnologien und -systemen, einschließlich 
des Internets, zu fördern; 

h. um die Gestaltung, die Entwicklung, die Herstellung und den Vertrieb 
zugänglicher Informations- und Kommunikationstechnologien und -systeme in 
einem frühen Stadium zu fördern, sodass deren Zugänglichkeit mit möglichst 
geringem Kostenaufwand erreicht wird. 
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Artikel 20 – Persönliche Mobilität 

Die Vertragsstaaten treffen wirksame Maßnahmen, um für Menschen mit 
Behinderungen persönliche Mobilität mit größtmöglicher Unabhängigkeit 
sicherzustellen, indem sie unter anderem 

a. die persönliche Mobilität von Menschen mit Behinderungen in der Art und 
Weise und zum Zeitpunkt ihrer Wahl und zu erschwinglichen Kosten 
erleichtern; 

b. den Zugang von Menschen mit Behinderungen zu hochwertigen 
Mobilitätshilfen, Geräten, unterstützenden Technologien und menschlicher 
und tierischer Hilfe sowie Mittelspersonen erleichtern, auch durch deren 
Bereitstellung zu erschwinglichen Kosten; 

c. Menschen mit Behinderungen und Fachkräften, die mit Menschen mit 
Behinderungen arbeiten, Schulungen in Mobilitätsfertigkeiten anbieten; 

d. Hersteller von Mobilitätshilfen, Geräten und unterstützenden Technologien 
ermutigen, alle Aspekte der Mobilität für Menschen mit Behinderungen zu 
berücksichtigen. 

 

Artikel 30 – Teilhabe am kulturellen Leben sowie an  

Erholung, Freizeit und Sport 

(1) Die Vertragsstaaten anerkennen das Recht von Menschen mit Behinderungen, 
gleichberechtigt mit anderen am kulturellen Leben teilzunehmen, und treffen alle 
geeigneten Maßnahmen, um sicherzustellen, dass Menschen mit Behinderungen 

a. Zugang zu kulturellem Material in zugänglichen Formaten haben; 
b. Zugang zu Fernsehprogrammen, Filmen, Theatervorstellungen und anderen 

kulturellen Aktivitäten in zugänglichen Formaten haben; 
c. Zugang zu Orten kultureller Darbietungen oder Dienstleistungen, wie 

Theatern, Museen, Kinos, Bibliotheken und Tourismusdiensten, sowie, so weit 
wie möglich, zu Denkmälern und Stätten von nationaler kultureller Bedeutung 
haben. 

(2) Die Vertragsstaaten treffen geeignete Maßnahmen, um Menschen mit 
Behinderungen die Möglichkeit zu geben, ihr kreatives, künstlerisches und 
intellektuelles Potenzial zu entfalten und zu nutzen, nicht nur für sich selbst, sondern 
auch zur Bereicherung der Gesellschaft. 
(3) Die Vertragsstaaten unternehmen alle geeigneten Schritte im Einklang mit dem 
Völkerrecht, um sicherzustellen, dass Gesetze zum Schutz von Rechten des 
geistigen Eigentums keine ungerechtfertigte oder diskriminierende Barriere für den 
Zugang von Menschen mit Behinderungen zu kulturellem Material darstellen. 
(4) Menschen mit Behinderungen haben gleichberechtigt mit anderen Anspruch auf 
Anerkennung und Unterstützung ihrer spezifischen kulturellen und sprachlichen 
Identität, einschließlich der Gebärdensprachen und der Gehörlosenkultur. 
(5) Mit dem Ziel, Menschen mit Behinderungen die gleichberechtigte Teilnahme an 
Erholungs-, Freizeit- und Sportaktivitäten zu ermöglichen, treffen die Vertragsstaaten 
geeignete Maßnahmen, 

a. um Menschen mit Behinderungen zu ermutigen, so umfassend wie möglich an 
breitensportlichen Aktivitäten auf allen Ebenen teilzunehmen, und ihre 
Teilnahme zu fördern; 
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b. um sicherzustellen, dass Menschen mit Behinderungen die Möglichkeit haben, 
behinderungsspezifische Sport- und Erholungsaktivitäten zu organisieren, zu 
entwickeln und an solchen teilzunehmen, und zu diesem Zweck die 
Bereitstellung eines geeigneten Angebots an Anleitung, Training und 
Ressourcen auf der Grundlage der Gleichberechtigung mit anderen zu 
fördern; 

c. um sicherzustellen, dass Menschen mit Behinderungen Zugang zu Sport-, 
Erholungs- und Tourismusstätten haben; 

d. um sicherzustellen, dass Kinder mit Behinderungen gleichberechtigt mit 
anderen Kindern an Spiel-, Erholungs-, Freizeit- und Sportaktivitäten 
teilnehmen können, einschließlich im schulischen Bereich; 

e. um sicherzustellen, dass Menschen mit Behinderungen Zugang zu 
Dienstleistungen der Organisatoren von Erholungs-, Tourismus-, Freizeit- und 
Sportaktivitäten haben. 

 

 

Barrierefreier Zutritt von Assistenz- 
und Blindenführhunden 

Nach § 17 des Erstes Buches Sozialgesetzbuch - SGB I müssen Sozialleistungen 
barrierefrei erbracht werden. Dazu gehört beispielsweise, dass Assistenz- und 
Blindenführhunde mit in Arztpraxen genommen werden dürfen. Gerade auch unter 
Berücksichtigung des am 18. August 2006 in Kraft getretenen Allgemeinen 
Gleichbehandlungsgesetzes - AGG darf die Mitnahme eines Assistenz- oder 
Blindenführhundes nicht untersagt werden, es sei denn, der Mitnahme steht ein 
rechtfertigender, sachlicher Grund entgegen. 

Blindenführhunde sind Hilfsmittel im Sinne des § 33 SGB V und als Untergruppe der 
Produktgruppe 99 „Verschiedenes“ im Hilfsmittelverzeichnis der gesetzlichen 
Krankenversicherung aufgeführt. Die Einstufung als Hilfsmittel besagt jedoch nichts 
über die Zulässigkeit des Mitführens von Blindenführhunden in Krankenhäusern, 
Arztpraxen und ähnlichen Einrichtungen. Die krankenversicherungsrechtlichen 
Regelungen enthalten hierzu keine Vorgaben. 

Das Bundesministerium für Gesundheit (BMG) stellte hierzu fest, dass eine 

ausdrückliche gesundheitsrechtliche Regelung, die Patientinnen und Patienten das 

Mitführen von Blindenführhunden und anderen Assistenzhunden in Krankenhäuser, 

Arztpraxen und vergleichbare Einrichtungen gestattet, zwar nicht existiert; unter 

Hygieneaspekten lässt sich jedoch festhalten, dass durch verschiedene 

Veröffentlichungen klargestellt wurde, dass grundsätzlich keine medizinisch-

http://www.behindertenbeauftragte.de/DE/Home/home_node.html;jsessionid=0EE8EDAE3CD02088A2A65A9ED242FCB5.2_cid345
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hygienischen Bedenken gegenüber der Mitnahme eines entsprechenden Hundes 

bestehen. 

Das BMG vertritt somit die Auffassung, dass das Mitführen von Assistenz- und 

Blindenführhunden in den öffentlich zugänglichen Bereichen von 

Gesundheitseinrichtungen durchaus möglich ist. 

Nach Auskunft des Bundesministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und 

Verbraucherschutz (BMELV) in Bezug auf das Lebensmittelhygienerecht, würden 

weder das europäische noch das nationale Lebensmittelhygienerecht spezifische 

Vorschriften zur Zulässigkeit des Zutritts von Assistenz- oder Blindenführhunden zu 

Lebensmittelgeschäften enthalten. Das BMELV vertritt die Auffassung, dass dem 

Mitführen der Hunde in entsprechende Geschäfte grundsätzlich nichts 

entgegenstehen würde, da diese als Sonderfall anzusehen seien. Auch die Länder-

Arbeitsgruppe für Lebensmittel, Bedarfsgegenstände, Wein und Kosmetika vertritt 

diese Auffassung. 

Zusammengefasst lässt sich somit feststellen, dass sowohl aus 

gesundheitlichen als auch hygienischen Gründen keine Einwände dagegen 

erhoben werden können, Assistenz- oder Blindenführhunde in entsprechenden 

Einrichtungen zuzulassen. 


